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Bekanntmachung 
des Kreises Viersen
Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides

Gemäß §§ 1 und 10 des Landeszustellungsgesetzes 
NW (LZG NW) vom 07.03.2006 in der derzeit gülti-
gen Fassung wird der

Bußgeldbescheid 
des Amtes für Ordnung und Straßenverkehr 

vom 05.10.2017
- Aktenzeichen 03280289301/grä

gegen:

  Herrn
  Erik Heijkants
  Nagelstraat 11
  NL-3640 OPHOVEN

öffentlich zugestellt, da die vorgenannte Person pos-
talisch nicht zu erreichen ist.

Die öffentliche Zustellung erfolgt durch öffentliche 
Bekanntmachung im Amtsblatt des Kreises Viersen.
Der Bußgeldbescheid liegt beim Kreis Viersen, Amt 
für Ordnung und Straßenverkehr, Rathausmarkt 3, 
41747 Viersen, Zimmer 0120 a für den Empfänger 
offen und kann dort vom Empfänger eingesehen wer-
den.

Der Bescheid gilt 2 Wochen nach Veröffentlichung 
im Amtsblatt als zugestellt und wird rechtskräftig und 
vollstreckbar, wenn nicht innerhalb von 2 Wochen 
nach Zustellung Einspruch eingelegt wird.

Viersen, 27.10.2017
Im Auftrag

P u l t e r

Abl. Krs. Vie. 2017, S. 979
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Bekanntmachung 
des Kreises Viersen
Benachrichtigung über eine öffentliche Zustel-
lung

Herr Lars-Örjan Christ,
Aufenthaltsort unbekannt, wird aufgefordert, sich zum 
Abholen seines Fahrzeuges, Pkw, VW Lupo, FIN: 
WVWZZZ6XZYW055294, umgehend zu melden. 

Da der Aufenthalt unbekannt ist, wird der Bescheid 
im Wege der öffentlichen Zustellung (§ 1 des Ver-
waltungsvollstreckungsgesetzes für das Land Nor-
drhein-Westfalen vom 13.05.1980-GV NW S. 510) 
und Nr. 19 der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift 
zum Landeszustellungsgesetzes (AVVzLZG) vom 
04.12.1957 (SMBl. NW 2010) i. V. m. § 15 Abs. 2 des 
Verwaltungszustellungsgesetzes vom 03.07.1952 
(BGBl. I S. 379), in der jeweils zurzeit gültigen Fas-
sung zugestellt.

Die Benachrichtigung über die öffentliche Zustellung 
wird im Amtsblatt des Kreises Viersen veröffentlicht 
und gilt zwei Wochen nach Erscheinen als zugestellt.

Der Eigentumsanspruch kann bei der Kreispolizei-
behörde Viersen, in 41747 Viersen, Rathausmarkt 3, 
montags - donnerstags während der Zeit von 08:30 
- 12:30 Uhr und von 14:00 - 15:30 Uhr, freitags von 
08:30 - 12:30 Uhr geltend gemacht werden.

Viersen, 30.10.2017
Der Landrat

als Kreispolizeibehörde
Viersen

Im Auftrag
gez.

Alberts

ZA 1 -  57.01.59 - 225/17 (B)

Abl. Krs. Vie. 2017, S. 980

Bekanntmachung 
des Kreises Viersen
Antrag der Fa. Coppens auf Erteilung einer was-
serrechtlichen Erlaubnis gemäß § 8 Wasserhaus-
haltsgesetz – WHG -  i. V. m. §§ 2 ff. Industrieklär-
anlagen-Zulassungs- und Überwachungsverord-
nung – IZÜV - zur Einleitung anfallenden Nieder-
schlagswassers von Verkehrs- und Dachflächen 
in eine Muldenversickerungsanlage am Standort 
Deller Weg 14 in 41334 Nettetal

Entfall des Erörterungstermins

Die Fa. Coppens, Deller Weg 14 in 41334 Nettetal hat 
mit Datum vom 10.07.2017 beim Landrat des Kreises 
Viersen die Erteilung einer Genehmigung für die Ein-
leitung des anfallenden Regenwassers von Verkehrs- 
und Dachflächen in eine Muldenversickerungsanlage 
am Standort Deller Weg 14 in 41334 Nettetal gemäß 
§ 8 WHG i. V. m. § 2 ff. IZÜV beantragt.

Das Vorhaben wurde am 17.08.2017 gemäß § 10 
Abs. 3 Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) 
öffentlich bekannt gemacht. 

Zu dem o.g. Antrag wurden in der Zeit der Einwen-
dungsfrist vom 24.08.2017 bis 26.10.2017 keine Ein-
wendungen erhoben.
Ein Erörterungstermin findet daher nicht statt (§ 16 
Abs. 1 Nr. 1 Neunten Verordnung zur Durchführung 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes).

Hiermit wird öffentlich bekanntgegeben, dass der für 
den 15.11.2017 vorgesehene Termin zur mündlichen 
Erörterung der Einwendungen für das o.g. Vorhaben 
entfällt.

Viersen, den 02.11.2017
In Vertretung

gez. Schabrich
Kreisdirektor

Abl. Krs. Vie. 2017, S. 980



981

Bekanntmachung 
der Stadt Kempen
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Während der öffentlichen Auslegung können zum Entwurf des Bebauungsplans Nr. 160 Stellungnahmen bei 
der vorgenannten Dienststelle schriftlich eingereicht oder mündlich zur Niederschrift abgegeben werden. 
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung über den Bebauungsplan 
gemäß § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB unberücksichtigt bleiben.

Über die vorgebrachten Stellungnahmen beschließt der Rat der Stadt in öffentlicher Sitzung.

Die Unterlagen können auch auf der Internetseite der Stadt Kempen eingesehen werden und stehen dort 
zum Download bereit.

www.kempen.de/de/inhalt/aktuelle-buergerbeteiligungen/
(www.kempen.de>>Stadt und Rathaus>>Aktuelle Bürgerbeteiligungen)

Kempen, den 25.10.2017
In Vertretung

gez. Kahl
Techn. Beigeordneter
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Bekanntmachung 
der Stadt Nettetal
Aufstellung der 17. Änderung des Flächennutzungsplanes (Bereich Glabbach) im Stadtteil Hinsbeck

Der Rat der Stadt Nettetal hat in seiner Sitzung am 03.07.2012 die Aufstellung der 17. Änderung des Flä-
chennutzungsplanes (Bereich Glabbach) beschlossen.

Das Plangebiet liegt nordöstlich des Stadtteils Hinsbeck am Südrand des Weilers Glabbach. Es wird im 
Norden und Nordosten von den dörflichen Siedlungsflächen Glabbachs und im Westen und im Süden und 
Südosten durch ausgedehnte landwirtschaftliche Flächen begrenzt.

Ziel der Planung ist die Änderung der Darstellung der baulichen Nutzung bzw. von Flächen für die Landwirt-
schaft. Nach der Aufgabe der für die bisherige Darstellung gewerblicher Bauflächen ursächlichen Nutzung 
(Diskothek) soll das künftige Nutzungsspektrum dem der übrigen und angrenzenden Siedlungsflächen Glab-
bachs entsprechen. 

Der Geltungsbereich ist auf dem beigefügten Lageplan gekennzeichnet.

Nettetal, den 02.11.2017
gez. Wagner 

Bürgermeister

Abl. Krs. Vie. 2017, S. 984
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Bekanntmachung 
der Gemeinde Niederkrüchten
1.: Widerspruchsrecht nach § 50 Absatz 5 des 

Bundesmeldegesetzes (BMG)
 Melderegisterauskünfte in besonderen Fällen

Zu Melderegisterauskünften in besonderen Fällen (§ 
50 Abs. 1 – 3 BMG) aus dem Einwohnermelderegi-
ster der Gemeinde Niederkrüchten wird über beste-
hende Widerspruchsmöglichkeiten informiert:
Wenn die Einwohner der Gemeinde Niederkrüchten 
nicht ausdrücklich widersprechen, darf die Meldebe-
hörde nach den Vorschriften des BMG in den nach-
stehenden Fällen des § 50 BMG Auskünfte aus dem 
Melderegister erteilen:

Absatz 1:
Auskünfte über die Wahlberechtigten an Parteien, 
Wählergruppen und anderen Trägern von Wahlvor-
schlägen in Zusammenhang mit Wahlen und Abstim-
mungen auf staatlicher und kommunaler Ebene in 
den sechs der Wahl oder Abstimmung vorausgehen-
der Monaten.

Absatz 2:
Auskünfte an Mandatsträger, Presse oder Rundfunk 
über Alters- oder Ehejubiläen.

Absatz 3:
Auskünfte an Adressbuchverlage zu allen Einwoh-
nern, die das 18. Lebensjahr vollendet haben. Die 
Auskunftserteilung unterbleibt, wenn die Betroffenen 
sind auf ihr Widerspruchsrecht bei der Anmeldung 
sowie einmal jährlich durch ortsübliche Bekanntma-
chung hinzuweisen.

2.: Widerspruchsrecht nach § 42 Absatz 3 Satz  
Bundesmeldegesetz gegen die Übermittlung 
von Daten an eine öffentlich-rechtliche Religi-
onsgesellschaft durch den Familienange-hö-
rigen eines Mitglieds dieser Religionsgesell-
schaft (nach § 42 (2) BMG)

Haben Mitglieder einer öffentlich-rechtlichen Religi-
onsgesellschaft Familienangehörige, die nicht der-
selben oder keiner öffentlich-rechtlichen Religions-
gesellschaft angehören, darf die Melde-behörde von 
diesen Familienangehörigen folgende Daten über-
mitteln:

1. Vor- und Familiennamen,
2. Geburtsdatum und Geburtsort,
3. Geschlecht,
4. Zugehörigkeit zu einer öffentlich-rechtlichen 

Religionsgesellschaft,
5. Derzeitige Anschriften und letzte frühere An-

schrift,
6. Auskunftssperren nach § 51 sowie
7. Sterbedatum.

Die betreffenden Personen haben das Recht, der 
Übermittlung ihrer Daten zu widersprechen. Die Be-
troffenen sind auf ihr Widerspruchsrecht bei der An-
meldung sowie einmal jährlich durch orts-übliche Be-
kanntmachung hinzuweisen.
Der Widerspruch gegen die Datenübermittlung ver-
hindert nicht die Übermittlung von Daten für Zwecke 
des Steuererhebungsrechts an die jeweils öffentlich-
rechtlichen Religionsgesellschaften.

Widersprüche können formlos an die Gemeinde 
Niederkrüchten – Bürgerservice – Laurentiusstr. 19, 
41372 Niederkrüchten, gerichtet werden.

Niederkrüchten, den 24.10.2017
Karl-Heinz Wassong

Bürgermeister

Abl. Krs. Vie. 2017, S. 985

Bekanntmachung 
der Gemeinde Niederkrüchten
Widerspruchsrecht nach § 36 Abs. 2 des 
Bundesmeldegesetzes„Widerspruch gegen die 
Übermittlung von Meldedaten an das Bundesamt 
für das Personalmanagement der Bundeswehr“ 

Nach § 58 b des Soldatengesetzes können sich Frau-
en und Männer, die Deutsche im Sinne des Artikels 
116 des Grundgesetzes sind, verpflichten, freiwilligen 
Wehrdienst zu leisten, sofern sie hierzu tauglich sind. 
Zum Zwecke der Übersendung von Informationsma-
terial übermitteln die Meldebehörden dem Bundes-
amt für das Personalmanagement der Bundeswehr 
aufgrund § 58 c Abs. 1 des Soldatengesetzes jährlich 
bis zum 31.März folgende Daten zu Personen mit 
deutscher Staatsangehörigkeit, die im nächsten Jahr 
volljährig werden:

1. Familienname
2. Vornamen
3. gegenwärtige Anschrift

Die Datenübermittlung nach § 58 c des Soldatenge-
setzes unterbleibt, wenn die Betroffenen ihr nach § 
36 Abs. 2 des Bundesmeldegesetzes widersprochen 
haben.

Die Daten sind gemäß § 56 c des Soldatengesetzes 
so zu übermitteln, dass die Daten zu Personen mit 
deutscher Staatsangehörigkeit, die im Jahr 2019 voll-
jährig werden, bis zum 31. März 2018 beim Bundes-
amt für das Personalmanagement der Bundeswehr 
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vorliegen.

Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift 
im Bürgerservice der Gemeinde Niederkrüchten, 
Poststraße 27, 41372 Niederkrüchten, einzulegen.

Niederkrüchten, den 24. Oktober 2017
Karl-Heinz Wassong

Bürgermeister

Abl. Krs. Vie. 2017, S. 985

Bekanntmachung 
der Gemeinde Schwalmtal
1.) Widerspruchsrecht nach dem Bundesmelde-

gesetz (BMG) 
 Melderegisterauskunft in besonderen Fällen

Nach § 50 BMG darf die Meldebehörde in nachste-
hend genannten besonderen Fällen Auskünfte ertei-
len:

Abs. 1. Die Meldebehörde darf Parteien, Wähler-
gruppen und anderen Trägern von Wahlvorschlägen 
im Zusammenhang mit Wahlen und Abstimmungen 
auf staatlicher und kommunaler Ebene in den sechs 
der Wahl oder Abstimmung vorangehenden Monaten 
Auskunft aus dem Melderegister über Vor- und Fa-
miliennamen, Doktorgrad und derzeitige Anschriften 
von Gruppen von Wahlberechtigten erteilen, für de-
ren Zusammensetzung das Lebensalter der Betroffe-
nen bestimmend ist. Die Geburtsdaten der Wahlbe-
rechtigten dürfen dabei nicht mitgeteilt werden.

Abs. 2. Die Meldebehörde darf auf Verlangen von 
Mandatsträgern, Presse und Rundfunk Auskunft aus 
dem Melderegister über Alters- und Ehejubiläen von 
Einwohnern erteilen. Dabei werden Vor- und Fami-
liennamen, Doktorgrad, Anschrift sowie Datum und 
Art des Jubiläums übermittelt. Altersjubiläen sind der 
70. Geburtstag, jeder fünfte weitere Geburtstag und 
ab dem 100. Geburtstag jeder folgende Geburtstag. 
Ehejubiläum sind das 50. und jedes folgende Eheju-
biläum.

Abs 3. Adressbuchverlagen darf zum Zweck der Her-
ausgabe von Adressbüchern Auskunft über Vor- und 
Familiennamen, Doktorgrad und derzeitige Anschrif-
ten sämtlicher Einwohner, die das 18. Lebensjahr 
vollendet haben, erteilt werden.

Die Betroffenen haben das Recht, der Weitergabe 
ihrer Daten nach § 50 Absatz 5 BMG zu widerspre-
chen.

2.) Widerspruchsrecht nach § 36 Abs. 2 des Bun-
desmeldegesetzes gegen dieDatenübermitt-

lung an das Bundesamt für das Personalma-
nagement der Bundeswehr

Zum Zweck der Übersendung von Informationsma-
terial übermitteln die Meldebehörden dem Bundes-
amt für das Personalmanagement der Bundeswehr 
gemäß § 58c Abs. 1 des Soldatengesetzes (SG) 
jährlich bis zum 31. März - Namen, Vornamen und 
gegenwärtige Anschrift von deutschen Staatsange-
hörigen (Männern und Frauen), die im nächsten Jahr 
volljährig werden. 

3.) Widerspruchsrecht nach § 42 Abs. 3 Satz 2 
des Bundesmeldegesetzes gegen die Daten-
übermittlung an öffentlich-rechtliche Religi-
onsgemeinschaften, sofern sie nicht dersel-
ben oder keiner öffentlich-rechtlichen Religi-
onsgesellschaft angehören

Haben Mitglieder einer öffentlich-rechtlichen Religi-
onsgesellschaft Familienangehörige, die nicht der-
selben oder keiner öffentlich-rechtlichen Religionsge-
sellschaft angehören, darf die Meldebehörde gemäß 
§ 42 Abs. 2 BMG von diesen Familienangehörigen 
folgende Daten übermitteln: 
Vor- und Familiennamen, Geburtsdatum und Ge-
burtsort, Geschlecht, Zugehörigkeit zu einer öffent-
lich-rechtlichen Religionsgesellschaft, derzeitige An-
schriften und letzte frühere Anschrift, Auskunftssper-
ren nach § 51 und bedingte Sperrvermerke nach § 52 
BMG sowie Sterbedatum.
Familienangehörige sind der Ehegatte oder Le-
benspartner, minderjährige Kinder und die Eltern von 
minderjährigen Kindern. 

Der Widerspruch gegen die Datenübermittlung ver-
hindert nicht die Übermittlung von Daten für Zwecke 
des Steuererhebungsrechts an die jeweilige öffent-
lich-rechtliche Religionsgesellschaft.

Widersprüche können schriftlich oder zur Nieder-
schrift beim Bürgerservice der Gemeinde Schwalm-
tal, Markt 20, 41366 Schwalmtal, eingelegt werden. 
Sie gelten bis zu dessen Widerruf.

Schwalmtal, im Oktober 2017
gez. Michael Pesch
Der Bürgermeister

Abl. Krs. Vie. 2017, S. 986

Bekanntmachung 
der Stadt Viersen
Öffentliche Zustellung

Der an Lorena-Franciska Thiess, zuletzt wohnhaft 
41751 Viersen, Rheindahlener Str. 354, gerichtete 
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Bekanntmachung 
der Stadt Willich

Jahresabschluss des Abwasserbetriebs der Stadt 
Willich zum 31.12.2015

Gemäß § 26 Abs. 4 der Eigenbetriebsverordnung für 
das Land NRW vom 16.04.2004 in der derzeit gül-
tigen Fassung wird der Jahresabschluss hiermit öf-
fentlich bekannt gemacht.

Der Rat der Stadt Willich hat in seiner Sitzung am 
13.07.2017 beschlossen, vom Jahresgewinn in 
Höhe von 1.258.168,74 € einen Anteil in Höhe von 
1.158.168,74 € an den städtischen Haushalt auszu-
schütten. Der Restbetrag in Höhe von 100.000 € wird 
der allgemeinen Rücklage des Abwasserbetriebs zu-
geführt.

Der Jahresabschluss und der Lagebericht für das 
Wirtschaftsjahr 2015 werden ab dem Tag der öffentli-
chen Bekanntmachung bis zur Erstellung des folgen-
den Jahresabschlusses in 47877 Willich, Rothweg 2 
zur Einsichtnahme zur Verfügung gehalten.

Willich, den 24.10.2017 
Abwasserbetrieb der Stadt Willich

gez. Hans
Betriebsleiter

Geschäftsbericht
zum

31.12.2015
Abwasserbetrieb der Stadt Willich –ABW

Inhaltsverzeichnis

1. Bilanz

2. Ergebnisrechnung

3. Finanzrechnung

4. Anhang

Gebührenbescheid vom 16.10.17  konnte nicht zuge-
stellt werden, da der Aufenthaltsort des Empfängers 
unbekannt ist. Es erfolgt daher die öffentliche Zustel-
lung im Amtsblatt des Kreises Viersen.

Die Bescheide können bei der Stadt Viersen, Fach-
bereich Feuerwehr und Zivilschutz – Einsatz und Or-
ganisation, Verwaltung -, Zimmer V-I-03, Gerberstr. 
3, 41748 Viersen, eingesehen werden.

Die Bescheide gelten zwei Wochen nach Veröffent-
lichung im Amtsblatt des Kreises Viersen als zuge-
stellt.

Viersen, den 24.10.17 
Die Bürgermeisterin

Fachbereich Feuerwehr und Zivilschutz
- Einsatz und Organisation, Verwaltung –

Im Auftrag
gez. Rommelrath

Abl. Krs. Vie. 2017, S. 986

Bekanntmachung 
der Stadt Viersen
Öffentliche Zustellung eines Hausverbotes

Das an Herrn Dennis Thelen, zuletzt wohnhaft 53937 
Schleiden, OT Gemünd, Eifel-Ardennen-Platz 11, 
gerichtete Hausverbot vom 27.10.2017 konnte nicht 
zugestellt werden, da der Aufenthaltsort des Empfän-
gers unbekannt ist. 

Es erfolgt daher die öffentliche Zustellung im Amts-
blatt des Kreises Viersen.

Das Hausverbot liegt bei der Stadt Viersen, Fachbe-
reich Hauptverwaltung, Rathausmarkt 1, 41747 Vier-
sen, Zimmer 309 für den Empfänger offen und kann 
dort von diesem eingesehen werden.

Das Hausverbot gilt zwei Wochen nach Veröffent-
lichung im Amtsblatt des Kreises Viersen als zuge-
stellt.

Viersen, den 27.10.2017
gez.

A n e m ü l l e r
Bürgermeisterin

Abl. Krs. Vie. 2017, S. 987
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Anlage 4 
Seite 1

Anhang zum 31. Dezember 2015

1. Erläuterungsbericht zur Bilanz und zur Ergeb-
nisrechnung

1.1 Allgemeine Angaben

Der Jahresabschluss und der Lagebericht des Abwas-
serbetriebes der Stadt Willich für das Wirtschaftsjahr 
2015 wurden nach den gesetzlichen Vorschriften der 

Eigenbetriebsverordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in Verbindung mit den Vorschriften des 
Neuen Kommunalen Finanzmanagements (NKF) 
aufgestellt.

1.2 Gliederung, Ausweis von Pflichtangaben, 
 Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden

1.2.1 Gliederung

Die Gliederung der Bilanz und der Ergebnisrechnung 
entspricht den Vorschriften der Gemeindehaushalts-
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verordnung des Landes Nordrhein-Westfalen.

1.2.2 Ausweis von Pflichtangaben

Soweit das Wahlrecht besteht, eine Pflichtangabe entweder in der Bilanz bzw. der Ergebnisrechnung oder im 
Anhang zu machen, ist das Wahlrecht überwiegend dahingehend ausgeübt worden, die Angabe im Anhang 
zu berücksichtigen.

1.2.3 Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden

Die angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden entsprechen den Vorschriften des NKF. Soweit 
Bilanzierungs- und Bewertungswahlrechte bestehen, wird deren Ausübung nachstehend bei den einzelnen 
Posten der Bilanz erläutert.

Anlage 4
Seite 2

1.3 Erläuterungen zur Bilanz - Aktiva 

1.3.1 - Anlagevermögen -

Die Entwicklung des Anlagevermögens im Wirtschaftsjahr 2015 ist aus dem diesem Jahresabschluss als 
Anlage beigefügten Anlagennachweis zu ersehen.

Immaterielle Vermögensgegenstände 
Die Position umfasst Software bzw. Softwarelizenzen speziell für den Abwasserbetrieb. Im Wirtschaftsjahr 
2015 wurden Erweiterungslizenzen für die bestehenden Systeme erworben.

Sachanlagen 
Das Sachanlagevermögen wird zu Anschaffungs- oder Herstellungskosten, vermindert um planmäßige Ab-
schreibungen, angesetzt. Sämtliche Vermögensgegenstände werden linear unter Berücksichtigung der be-
trieblichen Nutzungsdauer abgeschrieben.

1.3.2- Umlaufvermögen —

Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände
Nach § 44 Abs. 3 GemHVO ist dem Anhang ein Forderungsspiegel beizufügen, der die öffentlich-rechtlichen 
und die privatrechtlichen Forderungen der Gemeinde nachweist (§ 46 GemHVO).
Neben den Forderungen zum Bilanzstichtag 31.12.2015, untergliedert nach den Restlaufzeiten der Forde-
rungen bis zu einem Jahr, von einem bis zu fünf Jahren und von mehr als fünf Jahren muss auch der Gesamt-
betrag der Forderungen zum vorherigen Bilanzstichtag (31.12.2014) angegeben werden.
Die Forderungen und die sonstigen Vermögensgegenstände werden zum Nennwert ausgewiesen.
Sie beinhalten im Wesentlichen die Entwässerungsgebühren, die Kanalanschlussbeiträge sowie Stundungs-
zinsen und Säumniszuschläge.

Anlage 4
Seite 3
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Liquide Mittel 

Diese Position stellt die im Einflussbereich des Abwasserbetriebes stehenden liquiden Mittel
zum 31.12.2015 dar. Sie betragen zum Bilanzstichtag EUR 760.270,06.

1.3.3 — Aktive Rechnungsabgrenzung —

Unter dieser Position sind sämtliche vor dem Bilanzstichtag geleisteten Ausgaben ausgewiesen, soweit sie 
Aufwand für das Jahr 2016 darstellen.
Dazu zählen die Zahlungen an Beamte des Abwasserbetrtiebes für den Monat Januar 2016, deren Zahlung 
bereits im Dezember 2015 veranlasst wurde.

1.4 Erläuterungen zur Bilanz - Passiva 

1.4.1- Eigenkapital -

Das Stammkapital beträgt gemäß § 11 der Betriebssatzung EUR 8.000.000.

Die Entwicklung des Eigenkapitals zum Bilanzstichtag 31.12.2015 wird auf Seite 6 des Lageberichtes aufge-
zeigt.

Der Jahresüberschuss beläuft sich auf EUR 1.258.168,74.
Der Bestand der Allgemeinen Rücklage ist ebenfalls der Seite 6 des Lageberichts zu entnehmen.

Anlage 4
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1.4.2- Sonderposten —

Gemäß § 43 Abs. 5 GemHVO NRW sind Beiträge als Sonderposten auf der Passivseite der Bilanz anzuset-
zen und über die Nutzungsdauer des Anlagegegenstandes ertragswirksam aufzulösen.
Der Sonderposten für die Kanalanschlussbeiträge wird in voller Höhe den jeweils aktivierten Anlagen zuge-
ordnet und entsprechend deren Nutzungsdauer aufgelöst.

1.4.3- Rückstellungen —

Die sonstigen Rückstellungen umfassen alle erkennbaren Risiken und ungewissen Verbindlichkeiten. Im 
Einzelnen handelt es sich hierbei um die Rückstellungen für Überstunden und Resturlaub, für Altersteilzeit, 
interne und externe Jahresabschlusskosten. Weiter berücksichtigt die Rückstellung - bei drohenden Verlus-
ten aus schwebenden Geschäften - den negativen Marktwert eines Zinsswapgeschäftes.
Die Entwicklung der Rückstellungen wird auf Seite 7 des Lageberichtes erläutert.

1.4.4- Verbindlichkeiten —

Der Verbindlichkeitenspiegel gibt eine detaillierte Übersicht über den Stand und die Entwicklung der Schul-
den wieder. Zur Verdeutlichung der Änderungen wird der Gesamtbetrag zum Stichtag 31.12.2015 unter An-
gabe der Restlaufzeit, gegliedert in Angaben für Verbindlichkeiten mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr, 
von einem bis zu fünf Jahren und von mehr als fünf Jahren sowie der Gesamtbetrag zum Stichtag 31.12.2014 
angegeben.
Die Verbindlichkeiten sind mit ihren Rückzahlungsbeträgen angesetzt.
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Zur Absicherung des Risikos steigender Zinsen aus zwei laufenden Darlehensverträgen wird zum Bilanz-
stichtag ein Zinsaustauschgeschäft (SWAP) bei der Commerzbank AG unterhalten. Im Hinblick auf eine 
zukünftige Zinsabsicherung ist daneben ein weiterer SWAP mit einer Laufzeit ab 2018 abgeschlossen wor-
den. Hinsichtlich des SWAP und der beiden Darlehen besteht eine Bewertungseinheit. Insoweit liegt eine 
Abweichung zum Einzelbewertungsgrundsatz gern. § 32 Abs. 1 Nr. 2 GemHVO vor. Die in die Sicherungsbe-
ziehung einbezogenen Darlehen weisen zum Bilanzstichtag eine Restvaluta von EUR 3.158.356,51 auf. Die 
Zinsabsicherung zwischen dem SWAP und den Grundgeschäften ist vollständig. Die Zinssätze, Bezugsgrö-
ßen und Zahlungszeitpunkte sind deckungsgleich.
Der Einsatz der Zinssicherungsgeschäfte erfolgt duch die Stadt (Kämmerei) im Rahmen des Kreditmanage-
ments der Stadt.

1.5 Erläuterungen zur Gesamtergebnisrechnung

Im Rahmen des Investitionsprogramms Abwasser NRW beantragte der Abwasserbetrieb im Juli 2012 eine 
Förderung zur Erstellung eines Fremdwassersanierungkonzeptes für den Stadtteil Anrath.
Mit der Aufstellung des Fremdwassersanierungskonzeptes wird das Ziel, die dauerhafte Reduzierung des 
Fremdwasserzuflusses in die Kanalisation, verfolgt. Zukünftig sollen Überlastungen des kommunalen Kanal-
netzes vermieden und die Reinigungsleistung der Kläranlagen verbesert werden. Gleichzeitig sollen negative 
Folgen, die durch Abdichtung 
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des öffentlichen Kanalnetzes aber auch der privaten Grundstücksentwässerungen entstehen, wie z.B. Ge-
bäudevernässungen, verhindert werden.
Im Wirtschaftsjahr 2015 konnte der erste Mittelabrauf in Höhe von EUR 55.949,99 erfolgen. Aufgrund wit-
terungsbedingter Einflüsse - zu geringe Niederschlagsmengen - verzögerte sich die Durchführung des Pro-
jektes, so dass entgegen der ursprünglichen Planung das Fremdwassersanierungkonzept für Anrath erst im 
Frühjahr 2016 vorliegen wird.
In der Ergebnisrechnung des Jahres 2015 findet sich die Einnahme unter der Position Zuwendungen wieder.

Bei den sonstigen Transfererträgen in Höhe von EUR 2.319,16 handelt es sich um Leistungserstattungen 
nach § 4 Altersteilzeitgesetz (AtG) für einen Altersteilzeitarbeitnehmer. Die Zahlung der Erstattungsbeträge 
war befristet bis zum 28.02.2015. Ab diesem Zeitpunkt befindet sich der Arbeitnehmer im Ruhestand.
Weiterhin konnten öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte in Höhe von EUR 9.375.003,99 verbucht werden.
Die Beträge basieren auf den vom Rat der Stadt Willich beschlossenen Satzungen über die Abwasserbesei-
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tigung und den Anschluss der Grundstücke an die öffentlichen Abwasseranlagen und über die Entsorgung 
von Grundstücksentwässerungsanlagen in der Stadt Willich.
Weitere wichtige öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte stellen die Erträge aus der Auflösung der Sonderpos-
ten für den Gebührenausgleich und der Beiträge dar.
Eine detaillierte Zusammensetzung der öffentlich-rechtlichen Leistungsentgelte, die überwiegend aus Ge-
bühreneinnahmen bestehen, wird im Lagebericht auf Seite 3 dargestellt.
Neben den öffentlich-rechtlichen Leistungsentgelten wurden im Jahr 2015 auch privatrechtliche Leistungs-
entgelte in Höhe von insgesamt EUR 119.755,07 erzielt.
Hierbei handelt es sich im Wesentlichen um Entgelte aus der Erstattung für Grundstücksanschlussleitungen 
bzw. um zusätzliche Grundstücksanschlüsse.
Die sonstigen privatrechtlichen Leistungsentgelte beinhalten die Pachteinnahmen sowie die tatsächlich an-
gefallenen Stromkosten für die Stromversorgung des Funkturmes der Deutsche Funkturm GmbH (DFMG) 
von der Pumpstation Elserhütte i.H.v. EUR 10.559,47. Die Stromkosten werden vereinbarungsgemäß nach 
dem tatsächlichen Verbrauch jährlich abgerechnet.

Unter der Position Kostenerstattungen und Kostenumlagen wird die Erstattung für die Straßenoberflächen-
entwässerung zusammengefasst.
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Im Zuge der Kanal- und Straßenbaumaßnahme Minoritenplatz wurden wurzelbedingte Schäden - verursacht 
durch öffentliche Bäume - festgestellt und seitens der Stadt Entschädigungsleistungen in Höhe von EUR 
14.587,26 geleistet. Diese finden sich - ebenso wie die Säumniszuschläge und Erträge aus der Auflösung 
des sonstigen Sonderpostens bei den sonstigen ordentlichen Erträgen wieder.

Die Personalaufwendungen für das Berichtsjahr 2015 sowie die zahlenmäßige Entwicklung des Personals 
stellt sich wie folgt dar:

Die Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen beinhalten u.a. Aufwendungen für die Unterhaltung des 
sonstigen unbeweglichen Anlagevermögens sowie der Einrichtungen und Geräte, die Kanalzustandserfas-
sung, die Unterhaltung der Grünanlagen, die Reinigung der Kanäle und Senken, die Kanalsanierungen incl. 
der TV- Untersuchungen und Kanalnebelungen, die Bewirtschaftung der Gebäude, die Unternehmervergü-
tung für die Entsorgung der abflusslosen Gruben, die elektronische Datenverarbeitung und die Explosions-
schadendokumentation der Pumpstationen. Ferner wird hier die Kostenerstattung an die Stadtwerke für die 
Ermittlung des Wasserverbrauchs im Rahmen der Berechnung der Abwassergebühren verbucht.

Die Anschaffungs- oder Herstellungskosten der Vermögensgegenstände des Anlagevermögens, deren Nut-
zung zeitlich begrenzt ist, sind um planmäßige Abschreibungen zu vermindern. Die bilanziellen Abschreibun-
gen werden zum Bilanzstichtag 31.12.2015 mit EUR 2.061.242,13 ausgewiesen. Die genaue Zusammenset-
zung der Abschreibungen und deren Kumulation ist dem Anlagenspiegel zu entnehmen.

Anlage 4
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Weiterhin sind Umlagen für die Wasser- und Bodenverbände zu entrichten. Diese sogenannten Verbandslas-
ten werden nach den Grundsätzen der Gebührenermittlung erhoben.

Die sonstigen ordentlichen Aufwendungen betreffen im Wesentlichen die Verwaltungskostenerstattung und 
die Umlage der Geschäftsaufwendungen für die Stadt Willich, Mitgliedsbeiträge, Aufwendungen für die Inan-
spruchnahme Dritter, Sachverständigen- und Beraterkosten sowie andere Verwaltungskosten. Auch werden 
hier die Aufwendungen für die Wartung des Betriebssoftwaresystems Hydro Dat und die Kosten für die Fort-
schreibung des Generalentwässerungsplanes sowie die Kosten für Fremdwassersanierungskonzept für den 
Stadtteil Anrath verbucht.
Die Zinsen und sonstigen Finanzaufwendungen belaufen sich auf 2.219.356,69 €. Davon betreffen EUR  
808.240,67 Zinsen für Kredite aus Investitionen und Liquiditätssicherung, EUR 51.116,02 Zinssicherungsprä-
mien und EUR 1.360.000,00 die Rückstellungsbildung für drohende Verluste aus schwebenden Geschäften.

1.6 Erläuterungen zur Gesamtfinanzrechnung

Zur Finanzierung der Investitionen wurden im Berichtsjahr Kanalanschlussbeiträge in Höhe von EUR 
88.968,65 vereinnahmt.

Demgegenüber wurden Zahlungen in Höhe von 3.402 TEUR für Baumaßnahmen sowie 48TEUR für den 
Erwerb von beweglichem Anlagevermögen geleistet.
Die Ausgaben führten zum einen zur Aktivierung von im Berichtsjahr fertig gestellten Anlagen und zum ande-
ren zu Zugängen bei den (noch nicht fertig gestellten) Anlagen im Bau.
Zur Entwicklung der AIB wird auf die Ausführungen im Punkt 3 des Lageberichts (Anlage 5, Seite 5) verwie-
sen.
Im Wesentlichen verteilten sich die Auszahlungen auf folgende Maßnahmen:
Neubau Pumpstation und Kanal Brückenstraße (1 Mio EUR), Kanal Erlenweg (450 TEUR), Kanalsanierun-
gen (441 TEUR) und Umbau Pumpstation Mühlenfeld (411 T€).
Im Wirtschaftsjahr 2015 weist die Finanzrechnung EUR 180,00 zu wenig an liquiden Mitteln zum Bilanz-
stichtag aus. Bei der Finanzrechnung (EUR 760.090,06) wurde EDV-Systembedingt  ein Verrechnungskonto 
(EUR 180,00) den liquiden Mitteln zugeordnet, das in der Bilanz unter den Sonstigen Verbindlichkeiten aus-
gewiesen wird.
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2. Kostenrechnende Einrichtungen

In der kostenrechnenden Einrichtung „Gebührenhaushalt Abwasser“ ergab die Betriebsabrechnung für Re-
genwaser (EUR 389.811,73) und für Schmutzwasser (EUR 378.379,99) Unterdeckungen. Diese werden in 
den Folgejahren nachgeholt.
Im Bereich der Kleinkläranlagen wurde eine Überdeckung von EUR 415,18 erzielt und entsprechend § 43 
Abs. 6 GemHVO NRW dem Sonderposten zugeführt.
Im Bereich des Schmutzwassers wurde von der Überdeckung 2012 der Betrag von EUR 238.958,67 gebüh-
renmindernd berücksichtigt. Bei den Kleinkläranlagen wurden aus 2012 EUR 226,89 berücksichtigt. Im Be-
reich des Regenwasers wurden Überdeckungen von EUR 70.129,86 aus dem Jahr 2013 gebührenmindernd 
berücksichtigt.

Die Veränderung dieses Sonderpostens wirkt sich im Ergebnis ertragswirksam aus und beeinflusst das Jah-
resergebnis entsprechend.

Der Sonderposten für den Gebührenausgleich Abwasserbeseitigung stellt sich wie folgt dar:
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3. Sonstige Angaben

a) Haftungsverhältnisse
Vermerkpflichtige Haftungsverhältnisse im Sinne von § 44 Abs. 1 GemHVO NRW bestanden zum Abschluss-
stichtag nicht.
Sonstige finanzielle Verpflichtungen ergeben sich aus dem Bestellobligo aus der Auftragsvergabe für inves-
tive Maßnahmen (TEUR 281).
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b) Mitarbeiter
Dem Betrieb gehören 20 Mitarbeiter an. Davon sind 7 Mitarbeiter ausschließlich für den Abwasserbetrieb tä-
tig. Die übrigen 13 Mitarbeiter arbeiten anteilig sowohl für den Abwasserbetrieb als auch für die Stadt Willich. 
Die Personalkosten dieser Mitarbeiter werden prozentual ihrer Beschäftigungsanteile dem Abwasserbetrieb 
bzw. der Stadt Willich zugeordnet.

4. Organe des Abwasserbetriebes

a) Betriebsleitung
Betriebsleiter ist Herr Andreas Hans. Herr Jürgen Greverath ist Stellvertreter der Betriebsleitung.

b) Betriebsausschuss
Der Betriebsausschuss bestand im Berichtsjahr 2015 aus den folgenden 16 Mitgliedern und der Vorsitzen-
den:

Bloser, Ursula, Vorsitzende Bankkauffrau
Becker, Hagen Einzelhandelskaufmann
Bünsdorf, Ulrich (bis 23.09.2015) Gymnasiallehrer
Demmer, Petra Angestellte
Dorgarthen, Martin Kirchenverwaltungsbeamter
Harmsen, Dirk (ab 24.09.2015) Lagerist
Heublein, Frank Andreas (bis 27.10.2015) Büroinformationselektroniker
Helten, Hans-Peter Kfz-Meister
Lenz, Jens Kaufm. Angestellter
Lüpertz, Christian Industriekaufmann
Kamper, Daniel (ab 28.10.2015) Klinischer Datenmanager
Nicola, Detlef Angestellter
Dr. Oerschkes, Ralf Dipl.-Chemiker
Roidl-Hock, Ellen (bis 26.08.2015) Richterin
Rohs, Hans-Ulrich Kaufmann
Schmitz, Michael Bankkaufmann
Scholz, Bärbel Pensionärin
Stoer, Lena Studentin
Vogt, Stefanie (ab 27.08.2015) Dipl.-Kauffrau (FH)
Wankum, Thomas Kfm. Angestellter 
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c) Aufwendungen für die Organe

Die Aufwendungen für die Betriebsleitung werden 
entsprechend ihres prozentualen Beschäftigungsan-
teils für den Abwasserbetrieb berechnet.
Für den Betriebsleiter ergibt sich ein AK-Anteil von 
26%, so dass im Wirtschaftsjahr 2015 Gesamtbezü-
ge in Höhe von 19.769,77 € (brutto) gezahlt wurden.
Die Mitglieder des Betriebsausschusses erhalten 
Aufwandsentschädigungen bzw. Sitzungsgelder ge-
mäß der Hauptsatzung der Stadt Willich, die entspre-
chend der gesamten Ratstätigkeit von der Stadt Wil-
lich gezahlt werden.

5. Honorar des Abschlussprüfers
Das von der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Dr. 
Heilmaier & Partner GmbH, Krefeld, berechnete Ge-
samthonorar für das Wirtschaftsjahr 2015 beträgt 
8.330,- €.

6. Ergebnisverwendungsvorschlag

Der Jahresüberschuss 2015 beläuft sich auf 
1.258.168,74 €.

Der Betriebsleiter schlägt vor, dass von dem Jah-
resüberschuss in Höhe von 1.258.168,74 EUR ein 
Anteil in Höhe von 1.083.963,17 EUR an die Stadt 
ausgeschüttet und der verbleibende Betrag in Höhe 
von 175.205,57 EUR der Allgemeinen Rücklage des 
Abwasserbetriebes der Stadt Willich zugeführt wird.

Willich, den 18.04.2017

Abschließender Vermerk der GPA NRW

Die GPA NRW ist gemäß § 106 GO NRW gesetzlicher 
Abschlussprüfer des Abwasserbetriebes der Stadt 
Willich. Zur Durchführung der Jahresabschlussprü-
fung zum 31.12.2015 hat sie sich der Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft Dr. Heilmaier & Partner GmbH, 
Krefeld, bedient.

Diese hat mit Datum vom 28.04.2017 den nachfol-

gend dargestellten uneingeschränkten Bestätigungs-
vermerk erteilt.

„An den Abwasserbetrieb der Stadt Willich:

Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bi-
lanz, Ergebnisrechnung, Finanzrechnung sowie An-
hang - unter Einbeziehung der Buchführung und den 
Lagebericht des Abwasserbetriebes der Stadt Willich 
für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezem-
ber 2015 geprüft. Die Buchführung und die Aufstel-
lung dieser Unterlagen nach den gemeinderechtli-
chen Vorschriften von Nordrhein-Westfalen und den 
ergänzenden Bestimmungen der Betriebssatzung 
und sonstigen ortsrechtlichen Bestimmungen liegen 
in der Verantwortung der Betriebsleiter des Betrie-
bes. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der 
von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung 
über den Jahresabschluss unter Einbeziehung der 
Buchführung sowie über den Lagebericht abzuge-
ben.

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses 
und Lageberichtes nach § 106 Abs. 1 GO NRW und 
nach § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut 
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen 
und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Ver-
stöße, die sich auf die Darstellung des durch den 
Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung und durch den La-
gebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Schul-
den-, Ertrags- und Finanzlage wesentlich auswirken, 
mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei 
der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die 
Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das 
wirtschaftliche und rechtliche Umfeld des Betriebes 
sowie die Erwartungen über mögliche Fehler berück-
sichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirk-
samkeit des rechnungslegungsbezogenen internen 
Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben 
in Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht 
überwiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. 
Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewand-
ten Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen 
Einschätzungen der Betriebsleiter des Betriebes so-
wie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jah-
resabschlusses und des Lageberichts. Wir sind der 
Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend 
sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen ge-
führt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prü-
fung gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jah-
resabschluss den gesetzlichen Vorschriften und 



998

vermittelt unter Beachtung der Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Schulden-, Ertrags- und Finanzlage des Betriebes. 
Der Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahres-
abschluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild 
von der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Fi-
nanzlage des Betriebes und stellt die Chancen und 
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.“

Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft Dr. Heilmaier & Partner 
GmbH ausgewertet und eine Analyse anhand von 
Kennzahlen durchgeführt Sie kommt dabei zu folgen-
dem Ergebnis:

Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers 
wird vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung 
gemäß § 3 der Verordnung über die Durchführung 
der Jahresabschlussprüfung bei Eigenbetrieben und 
prüfungspflichtigen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus 
Sicht der GPA NRW nicht erforderlich.

Herne, den 18.10.2017

Abl. Krs. Vie. 2017, S. 987

Bekanntmachung 
der Stadt Willich
Jahresabschluss des Abwasserbetriebs der Stadt 
Willich zum 31.12.2016

Gemäß § 26 Abs. 4 der Eigenbetriebsverordnung für 
das Land NRW vom 16.04.2004 in der derzeit gül-
tigen Fassung wird der Jahresabschluss hiermit öf-
fentlich bekannt gemacht.

Der Rat der Stadt Willich hat in seiner Sitzung am 
13.07.2017 beschlossen, vom Jahresgewinn in 
Höhe von 3.745.116,67 € einen Anteil in Höhe von 
1.500.000 € an den städtischen Haushalt auszu-
schütten. Der Restbetrag in Höhe von 2.245.116,67 
€ wird der allgemeinen Rücklage des Abwasserbe-
triebs zugeführt.

Der Jahresabschluss und der Lagebericht für das 
Wirtschaftsjahr 2016 werden ab dem Tag der öffentli-
chen Bekanntmachung bis zur Erstellung des folgen-
den Jahresabschlusses in 47877 Willich, Rothweg 2 
zur Einsichtnahme zur Verfügung gehalten.

Willich, den 24.10.2017 
Abwasserbetrieb der Stadt Willich

gez. Hans
Betriebsleiter

Geschäftsbericht
zum

31.12.2016
Abwasserbetrieb der Stadt Willich –ABW
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Anhang zum 31. Dezember 2016

1. Erläuterungsbericht zur Bilanz und zur Ergeb-
nisrechnung

1.1 Allgemeine Angaben

Der Jahresabschluss und der Lagebericht des Abwas-
serbetriebes der Stadt Willich für das Wirtschaftsjahr 
2016 wurden nach den gesetzlichen Vorschriften der 

Eigenbetriebsverordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in Verbindung mit den Vorschriften des 
Neuen Kommunalen Finanzmanagements (NKF) 
aufgestellt.

1.2 Gliederung, Ausweis von Pflichtangaben, 
 Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden

1.2.1 Gliederung

Die Gliederung der Bilanz und der Ergebnisrechnung 
entspricht den Vorschriften der Gemeindehaushalts-
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verordnung des Landes Nordrhein-Westfalen.

1.2.2 Ausweis von Pflichtangaben

Soweit das Wahlrecht besteht, eine Pflichtangabe entweder in der Bilanz bzw. der Ergebnisrechnung oder im 
Anhang zu machen, ist das Wahlrecht überwiegend dahingehend ausgeübt worden, die Angabe im Anhang 
zu berücksichtigen.

1.2.3 Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden

Die angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden entsprechen den Vorschriften des NKF. Soweit 
Bilanzierungs- und Bewertungswahlrechte bestehen, wird deren Ausübung nachstehend bei den einzelnen 
Posten der Bilanz erläutert.
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1.3 Erläuterungen zur Bilanz - Aktiva 

1.3.1 - Anlagevermögen -

Die Entwicklung des Anlagevermögens im Wirtschaftsjahr 2016 ist aus dem diesem Jahresabschluss als 
Anlage beigefügten Anlagennachweis zu ersehen.

Immaterielle Vermögensgegenstände 
Die Position umfasst Software bzw. Softwarelizenzen speziell für den Abwasserbetrieb. Im Wirtschaftsjahr 
2016 wurden Erweiterungslizenzen für die bestehenden Systeme erworben.

Sachanlagen 
Das Sachanlagevermögen wird zu Anschaffungs- oder Herstellungskosten, vermindert um planmäßige Ab-
schreibungen, angesetzt. Sämtliche Vermögensgegenstände werden linear unter Berücksichtigung der be-
trieblichen Nutzungsdauer abgeschrieben.

1.3.2- Umlaufvermögen —

Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände
Nach § 44 Abs. 3 GemHVO ist dem Anhang ein Forderungsspiegel beizufügen, der die öffentlich-rechtlichen 
und die privatrechtlichen Forderungen der Gemeinde nachweist (§ 46 GemHVO).
Neben den Forderungen zum Bilanzstichtag 31.12.2016, untergliedert nach den Restlaufzeiten der Forde-
rungen bis zu einem Jahr, von einem bis zu fünf Jahren und von mehr als fünf Jahren muss auch der Gesamt-
betrag der Forderungen zum vorherigen Bilanzstichtag (31.12.2015) angegeben werden.
Die Forderungen und die sonstigen Vermögensgegenstände werden zum Nennwert ausgewiesen.
Sie beinhalten im Wesentlichen die Entwässerungsgebühren, die Kanalanschlussbeiträge sowie Stundungs-
zinsen und Säumniszuschläge.

Anlage 4
Seite 3
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Liquide Mittel 

Diese Position stellt die im Einflussbereich des Abwasserbetriebes stehenden liquiden Mittel zum 31.12.2016 
dar. Sie betragen zum Bilanzstichtag EUR 4.806.533,66.

1.3.3 — Aktive Rechnungsabgrenzung —

Unter dieser Position sind sämtliche vor dem Bilanzstichtag geleisteten Ausgaben ausgewiesen, soweit sie 
Aufwand für das Jahr 2017 darstellen.
Dazu zählen die Zahlungen an Beamte des Abwasserbetrtiebes für den Monat Januar 2017, deren Zahlung 
bereits im Dezember 2016 veranlasst wurde.

1.4 Erläuterungen zur Bilanz - Passiva 

1.4.1- Eigenkapital -

Das Stammkapital beträgt gemäß § 11 der Betriebssatzung EUR 8.000.000.

Die Entwicklung des Eigenkapitals zum Bilanzstichtag 31.12.2016 wird auf Seite 7 des Lageberichtes aufge-
zeigt.

Der Jahresüberschuss beläuft sich auf EUR 3.745.116,67.
Der Bestand der Allgemeinen Rücklage ist ebenfalls der Seite 6 des Lageberichts zuentnehmen.

Anlage 4
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1.4.2- Sonderposten —

Gemäß § 43 Abs. 5 GemHVO NRW sind Beiträge als Sonderposten auf der Passivseite der Bilanz anzuset-
zen und über die Nutzungsdauer des Anlagegegenstandes ertragswirksam aufzulösen.
Der Sonderposten für die Kanalanschlussbeiträge wird in voller Höhe den jeweils aktivierten Anlagen zuge-
ordnet und entsprechend deren Nutzungsdauer aufgelöst.

1.4.3- Rückstellungen —

Die sonstigen Rückstellungen umfassen alle erkennbaren Risiken und ungewissen Verbindlichkeiten. Im 
Einzelnen handelt es sich hierbei um die Rückstellungen für Überstunden und Resturlaub, für Altersteilzeit, 
interne und externe Jahresabschlusskosten sowie ausstehende Eingangsrechnungen und den negativen 
Marktwert eines Zinsswapgeschäftes. Zudem wird die Gebührenüberdeckung 2016 des Bereiches Kleinklär-
anlagen unter den Rückstellungen ausgewiesen, da die endgültige Feststellung des Betriebsabrechnungsbo-
gens 2016 durch den Ausschuss für Abgaben, Gebühren und Satzungen der Stadt Willich noch nicht erfolgt 
ist.
Die Entwicklung der Rückstellungen wird auf Seite 8 des Lageberichtes erläutert.

1.4.4- Verbindlichkeiten —

Der Verbindlichkeitenspiegel gibt eine detaillierte Übersicht über den Stand und die Entwicklung der Schul-
den wieder. Zur Verdeutlichung der Änderungen wird der Gesamtbetrag zum Stichtag 31.12.2016 unter An-
gabe der Restlaufzeit, gegliedert in Angaben für Verbindlichkeiten mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr, 
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von einem bis zu fünf Jahren und von mehr als fünf Jahren sowie der Gesamtbetrag zum Stichtag 31.12.2015 
angegeben.
Die Verbindlichkeiten sind mit ihren Rückzahlungsbeträgen angesetzt.

Anlage 4 
Seite 5

Der Anstieg der sonstigen Verbindlichkeiten resultiert aus der Verbindlichkeit aus der Gewinnabführung von 
TEUR 1.300 aus dem Jahresüberschuss 2014 an den städtischen Kernhaushalt.
Zur Absicherung des Risikos steigender Zinsen aus zwei laufenden Darlehensverträgen wird zum Bilanz-
stichtag ein Zinsaustauschgeschäft (SWAP) bei der Commerzbank AG unterhalten. Im Hinblick auf eine 
zukünftige Zinsabsicherung ist daneben ein weiterer SWAP mit einer Laufzeit ab 2018 abgeschlossen wor-
den. Hinsichtlich des SWAP und der beiden Darlehen besteht eine Bewertungseinheit. Insoweit liegt eine 
Abweichung zum Einzelbewertungsgrundsatz gern. § 32 Abs. 1 Nr. 2 GemHVO vor. Die in die Sicherungsbe-
ziehung einbezogenen Darlehen weisen zum Bilanzstichtag eine Restvaluta von EUR 3.035.206,51 auf. Die 
Zinsabsicherung zwischen dem SWAP und den Grundgeschäften ist vollständig. Die Zinssätze, Bezugsgrö-
ßen und Zahlungszeitpunkte sind deckungsgleich.
Der Einsatz der Zinssicherungsgeschäfte erfolgt duch die Stadt (Kämmerei) im Rahmen des Kreditmanage-
ments der Stadt.

1.5 Erläuterungen zur Gesamtergebnisrechnung

Im Rahmen des Investitionsprogramms Abwasser NRW beantragte der Abwasserbetrieb im Juli 2012 eine 
Förderung zur Erstellung eines Fremdwassersanierungkonzeptes für den Stadtteil Anrath.
Mit der Aufstellung des Fremdwassersanierungskonzeptes wird das Ziel, die dauerhafte Reduzierung des 
Fremdwasserzuflusses in die Kanalisation, verfolgt. Zukünftig sollen Überlas-

Anlage 4
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tungen des kommunalen Kanalnetzes vermieden und die Reinigungsleistung der Kläranlagen verbesert wer-
den. Gleichzeitig sollen negative Folgen, die durch Abdichtung des öffentlichen Kanalnetzes aber auch der 
privaten Grundstücksentwässerungen entstehen, wie z.B. Gebäudevernässungen, verhindert werden.
Im Wirtschaftsjahr 2016 wurde das Fremdwassersanierungskonzept fertiggestellt und die  Förderanträge 
schlussgererchnet.
In der Ergebnisrechnung des Jahres 2016 findet sich die Einnahme in Höhe von EUR 22.540,97 unter der 
Position Zuwendungen wieder. Insgesamt wurden für die Erstellung des Fremdwassersanierungskonzeptes 
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Fördergelder in Höhe von EUR 165.110,77 vereinnahmt 

Weiterhin konnten öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte in Höhe von EUR 10.572.683,01 verbucht werden.
Die Beträge basieren auf den vom Rat der Stadt Willich beschlossenen Satzungen über die Abwasserbesei-
tigung und den Anschluss der Grundstücke an die öffentlichen Abwasseranlagen und über die Entsorgung 
von Grundstücksentwässerungsanlagen in der Stadt Willich.
Weitere wichtige öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte stellen die Erträge aus der Auflösung der Sonderpos-
ten für den Gebührenausgleich und der Beiträge dar.
Eine detaillierte Zusammensetzung der öffentlich-rechtlichen Leistungsentgelte, die überwiegend aus Ge-
bühreneinnahmen bestehen, wird im Lagebericht auf Seite 3 dargestellt.

Neben den öffentlich-rechtlichen Leistungsentgelten wurden im Jahr 2016 auch privatrechtliche Leistungs-
entgelte in Höhe von insgesamt EUR 378.207,74 erzielt.
Hierbei handelt es sich im Wesentlichen um Entgelte aus der Erstattung für Grundstücksanschlussleitungen 
bzw. um zusätzliche Grundstücksanschlüsse.
Die sonstigen privatrechtlichen Leistungsentgelte beinhalten die Pachteinnahmen sowie die tatsächlich an-
gefallenen Stromkosten für die Stromversorgung des Funkturmes der Deutsche Funkturm GmbH (DFMG) 
von der Pumpstation Elserhütte i.H.v. EUR 9.988,45. Die Stromkosten werden vereinbarungsgemäß nach 
dem tatsächlichen Verbrauch jährlich abgerechnet.
Zur Durchführung einer wasserwirtschaftlichen Maßnahme wurde an den Wasser- und Bodenverband der 
Mittleren Niers ein Teilgrundstück verkauft, was zu Einnahmen in Höhe von 11.516,36 führte

Unter der Position Kostenerstattungen und Kostenumlagen wird die Erstattung für die Straßenoberflächen-
entwässerung zusammengefasst. Zudem wurden im Wirtschaftjahr 2016 Kostenerstattungsbeträge in Höhe 
von EUR 8.129,66 als Zuschuss zum Mutterschutzgeld vereinnahmt.

Anlage 4 
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Die Säumniszuschläge und Erträge aus der Auflösung von Sonderposten finden sich bei den sonstigen or-
dentlichen Erträgen wieder.
Zudem wurden die Rückstellungen für Versorgungsleistungen und Beihilfen in Höhe von EUR 117.103,00 
ertragswirksam aufgelöst.

Die Personalaufwendungen für das Berichtsjahr 2016 sowie die zahlenmäßige Entwicklung des Personals 
stellt sich wie folgt dar:

Die Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen beinhalten u.a. Aufwendungen für die Unterhaltung des 
sonstigen unbeweglichen Anlagevermögens sowie der Einrichtungen und Geräte, die Kanalzustandserfas-
sung, die Unterhaltung der Grünanlagen, die Reinigung der Kanäle und Senken, die Kanalsanierungen incl. 
der TV- Untersuchungen und Kanalnebelungen, die Bewirtschaftung der Gebäude, die Unternehmervergü-
tung für die Entsorgung der abflusslosen Gruben, die elektronische Datenverarbeitung und die Explosions-
schadendokumentation der Pumpstationen. Ferner wird hier die Kostenerstattung an die Versorgungsnetz 
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Willich GmbH für die Ermittlung des Wasserverbrauchs im Rahmen der Berechnung der Abwassergebühren 
verbucht.

Die Anschaffungs- oder Herstellungskosten der Vermögensgegenstände des Anlagevermögens, deren Nut-
zung zeitlich begrenzt ist, sind um planmäßige Abschreibungen zu vermindern. Die bilanziellen Abschreibun-
gen werden zum Bilanzstichtag 31.12.2016 mit EUR 2.187.932,15 ausgewiesen. Darin sind EUR 8.841,30 
außerplanmäßige Abschreibungen auf ein Grundstück, das aufgrund einer wasserbaulichen Maßnahme des 
Wasser- und Bodenverbandes der Mittleren Niers eine wertminderung erfährt, enthalten. Zudem wurden 
311,16 auf Forderungen abgeschrieben. Zur genauen Zusammensetzung der Abschreibungen auf das Sach-
anlagevermögen wird auf den Anlagespiegel verwiesen.

Anlage 4
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Weiterhin sind Umlagen für die Wasser- und Bodenverbände zu entrichten. Diese sogenannten Verbandslas-
ten werden nach den Grundsätzen der Gebührenermittlung erhoben.

Die sonstigen ordentlichen Aufwendungen betreffen im Wesentlichen die Verwaltungskostenerstattung und 
die Umlage der Geschäftsaufwendungen für die Stadt Willich, Mitgliedsbeiträge, Aufwendungen für die Inan-
spruchnahme Dritter, Sachverständigen- und Beraterkosten sowie andere Verwaltungskosten. Auch werden 
hier die Aufwendungen für die Wartung des Betriebssoftwaresystems Hydro Dat und die Kosten für die Fort-
schreibung des Generalentwässerungsplanes sowie die Kosten für Fremdwassersanierungskonzept für den 
Stadtteil Anrath verbucht.
Die Zinsen und sonstigen Finanzaufwendungen belaufen sich auf EUR 797.500,60. Davon betreffen EUR  
671.958,36 Zinsen für Kredite aus Investitionen und Liquiditätssicherung und EUR 125.542,24 Zinssiche-
rungsprämien. Die Zinsen und sonstigen Finanzaufwendungen sind im Vergleich zum Vorjahr um TEUR 
1.421 niedriger ausgefallen. Ursächlich dafür ist vor allem, dass im Vorjahr eine Drohverlustrückstellung für 
den negativen Marktwert eines Zinsswapgeschäftes in Höhe von EUR 1.360 gebildet wurde.

1.6 Erläuterungen zur Gesamtfinanzrechnung

Zur Finanzierung der Investitionen wurden im Berichtsjahr Kanalanschlussbeiträge in Höhe von EUR 
309.418,98 vereinnahmt.

Demgegenüber wurden Zahlungen in Höhe von TEUR 3.708 für Baumaßnahmen sowie TEUR 77 für den 
Erwerb von beweglichem Anlagevermögen geleistet.
Die Ausgaben führten zum einen zur Aktivierung von im Berichtsjahr fertig gestellten Anlagen und zum ande-
ren zu Zugängen bei den (noch nicht fertig gestellten) Anlagen im Bau.
Zur Entwicklung der AiB wird auf die Ausführungen zur Finanz- und Vermögenslage im Lagebericht (Anlage 
5, Seite 6) verwiesen.
Im Wesentlichen verteilten sich die Auszahlungen auf folgende Maßnahmen:
Neubau Pumpstation und Kanal Brückenstraße (2,56 Mio EUR), Kanal Verresstraße (260 TEUR), Kanal Vir-
mondstraße (221 TEUR), Kanalsanierungen (188 TEUR) und Umbau Pumpstation Mühlenfeld (171 TEUR).

Anlage 4
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2. Kostenrechnende Einrichtungen

In der kostenrechnenden Einrichtung „Gebührenhaushalt Abwasser“ ergab die vorläufige Betriebsabrech-
nung für Regenwaser (EUR 462.227,86) und für Schmutzwasser (EUR 276.655,00) Unterdeckungen. Diese 
werden in den Folgejahren nachgeholt.
Im Bereich der Kleinkläranlagen wurde nach vorläufiger Berechnung eine Überdeckung von EUR 403,34 
erzielt. Da diese Berechnung noch nicht endgültig festgestellt und beschlossen ist, wird eine Rückstellung in 
gleicher Höhe gebildet. Die Überführung in den zu bildenden Sonderposten erfolgt nach endgültiger Berech-
nung im folgenden Jahresabschluss.
Im Bereich des Regenwasers wurden Überdeckungen von EUR 70.129,86 aus dem Jahr 2013 gebührenmin-
dernd berücksichtigt.

Die Veränderung dieses Sonderpostens wirkt sich im Ergebnis ertragswirksam aus und beeinflusst das Jah-
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resergebnis entsprechend.

Der Sonderposten für den Gebührenausgleich Abwasserbeseitigung stellt sich wie folgt dar:

3. Sonstige Angaben

a) Haftungsverhältnisse
Vermerkpflichtige Haftungsverhältnisse im Sinne von § 44 Abs. 1 GemHVO NRW bestanden zum Abschluss-
stichtag nicht.
Sonstige finanzielle Verpflichtungen ergeben sich aus dem Bestellobligo aus der Auftragsvergabe für investi-
ve Maßnahmen (TEUR 2.412).

Anlage 4
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b) Mitarbeiter
Dem Betrieb gehören 20 Mitarbeiter an. Davon sind 7 Mitarbeiter ausschließlich für den Abwasserbetrieb tä-
tig. Die übrigen 13 Mitarbeiter arbeiten anteilig sowohl für den Abwasserbetrieb als auch für die Stadt Willich. 
Die Personalkosten dieser Mitarbeiter werden prozentual ihrer Beschäftigungsanteile dem Abwasserbetrieb 
bzw. der Stadt Willich zugeordnet.

4. Organe des Abwasserbetriebes

a) Betriebsleitung
Betriebsleiter ist Herr Andreas Hans. Herr Jürgen Greverath ist Stellvertreter der Betriebsleitung.

b) Betriebsausschuss
Der Betriebsausschuss bestand im Berichtsjahr 2016 aus den folgenden 16 Mitgliedern und der Vorsitzen-
den:
Amfaldern, Nanette ab 14.12.2016
Bloser, Ursula, Vorsitzende Bankkauffrau
Becker, Hagen  Einzelhandelskaufmann
Demmer, Petra bis 13.12.2016 Angestellte
Dorgarthen, Martin  Kirchenverwaltungsbeamter
Harmsen, Dirk   Lagerist
Helten, Hans-Peter  Kfz-Meister
Lenz, Jens  Kaufm. Angestellter
Lüpertz, Christian  Industriekaufmann
Kamper, Daniel   Klinischer Datenmanager
Maaßen, Lukas ab 28.01.2016 Student
Nicola, Detlef stellvert. Vorsitzender Angestellter
Dr. Oerschkes, Ralf  Dipl.-Chemiker
Rohs, Hans-Ulrich  Kaufmann
Schmitz, Michael  Bankkaufmann
Scholz, Bärbel Pensionärin
Stoer, Lena bis 27.01.2016 Studentin
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Vogt, Stefanie  Dipl.-Kauffrau (FH)
Wankum, Thomas Kfm. Angestellter 

Anlage 4
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c) Aufwendungen für die Organe

Die Aufwendungen für die Betriebsleitung werden 
entsprechend ihres prozentualen Beschäftigungsan-
teils für den Abwasserbetrieb berechnet.
Für den Betriebsleiter ergibt sich ein AK-Anteil von 
26%, so dass im Wirtschaftsjahr 2016 Gesamtbezü-
ge in Höhe von 20.062,97 (brutto) gezahlt wurden.
Die Mitglieder des Betriebsausschusses erhalten 
Aufwandsentschädigungen bzw. Sitzungsgelder ge-
mäß der Hauptsatzung der Stadt Willich, die entspre-
chend der gesamten Ratstätigkeit von der Stadt Wil-
lich gezahlt werden.

5. Honorar des Abschlussprüfers
Das von der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Dr. 
Heilmaier & Partner GmbH, Krefeld, berechnete Ge-
samthonorar für das Wirtschaftsjahr 2016 beträgt 
8.330,- €.

6. Ergebnisverwendungsvorschlag

Der Jahresüberschuss 2016 beläuft sich auf EUR 
3.745.116,67.

Der Betriebsleiter schlägt vor, dass von dem Jahres-
überschuss in Höhe von EUR 3.745.116,67 ein Anteil 
in Höhe von EUR 1.900.000,00 an die Stadt ausge-
schüttet und der verbleibende Betrag in Höhe von 
EUR 1.845.116,67 der Allgemeinen Rücklage des 
Abwasserbetriebes der Stadt Willich zugeführt wird.

Willich, den 18.05.2017

Abschließender Vermerk der GPA NRW

Die GPA NRW ist gemäß § 106 GO NRW gesetzlicher 
Abschlussprüfer des Abwasserbetriebes der Stadt 
Willich. Zur Durchführung der Jahresabschlussprü-

fung zum 31.12.2016 hat sie sich der Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft Dr. Heilmaier & Partner GmbH, 
Krefeld, bedient.

Diese hat mit Datum vom 23.05.2017 den nachfol-
gend dargestellten uneingeschränkten Bestätigungs-
vermerk erteilt.

„An den Abwasserbetrieb der Stadt Willich:

Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bi-
lanz, Ergebnisrechnung, Finanzrechnung sowie An-
hang - unter Einbeziehung der Buchführung und den 
Lagebericht des Abwasserbetriebes der Stadt Willich 
für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezem-
ber 2016 geprüft. Die Buchführung und die Aufstel-
lung dieser Unterlagen nach den gemeinderechtli-
chen Vorschriften von Nordrhein-Westfalen und den 
ergänzenden Bestimmungen der Betriebssatzung 
und sonstigen ortsrechtlichen Bestimmungen liegen 
in der Verantwortung der Betriebsleiter des Betrie-
bes. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der 
von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung 
über den Jahresabschluss unter Einbeziehung der 
Buchführung sowie über den Lagebericht abzuge-
ben.

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses 
und Lageberichtes nach § 106 Abs. 1 GO NRW und 
nach § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut 
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen 
und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Ver-
stöße, die sich auf die Darstellung des durch den 
Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung und durch den La-
gebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Schul-
den-, Ertrags- und Finanzlage wesentlich auswirken, 
mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei 
der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die 
Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das 
wirtschaftliche und rechtliche Umfeld des Betriebes 
sowie die Erwartungen über mögliche Fehler berück-
sichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirk-
samkeit des rechnungslegungsbezogenen internen 
Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben 
in Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht 
überwiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. 
Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewand-
ten Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen 
Einschätzungen der Betriebsleiter des Betriebes so-
wie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jah-
resabschlusses und des Lageberichts. Wir sind der 
Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend 
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sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen ge-
führt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prü-
fung gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jah-
resabschluss den gesetzlichen Vorschriften und 
vermittelt unter Beachtung der Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Schulden-, Ertrags- und Finanzlage des Betriebes. 
Der Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahres-
abschluss, entspricht den gesetzlichen Vorschriften, 
vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der 
Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzlage des 
Betriebes und stellt die Chancen und Risiken der zu-
künftigen Entwicklung zutreffend dar.“

Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft Dr. Heilmaier & Partner 
GmbH ausgewertet und eine Analyse anhand von 
Kennzahlen durchgeführt Sie kommt dabei zu folgen-
dem Ergebnis:

Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers 
wird vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung 
gemäß § 3 der Verordnung über die Durchführung 
der Jahresabschlussprüfung bei Eigenbetrieben und 
prüfungspflichtigen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus 
Sicht der GPA NRW nicht erforderlich.

Herne, den 18.10.2017

Abl. Krs. Vie. 2017, S. 998

Bekanntmachung 
des Sparkassenzweckverbandes
Stadt  Krefeld/Kreis Viersen
Verbandsversammlung

Die 7. Sitzung in der neunten Wahlzeit der 
Verbandsversammlung des Sparkassenzweckver-
bandes Stadt Krefeld/Kreis Viersen (90. Sitzung seit 
Bildung des Zweckverbandes) findet am Montag, 
13. November 2017, 18.00 Uhr, Sparkasse Krefeld, 
Bürogebäude Rheinstraße 68, Veranstaltungsraum, 
Erdgeschoss, statt.

Tagesordnung:
1. Bestimmung eines Mitgliedes zur Mitunter-

zeichnung der Niederschrift
2. Wahl des Vorsitzenden des Verwaltungsrates
3. Wahl des Vorsitzenden der Verbandsver-

sammlung
4. Wahl zur Vertretung des Trägers in die 

Verbandsversammlung des Rheinischen 
Sparkassen- und Giroverbandes (§ 5 der 
Satzung des Rheinischen Sparkassen- und 
Giroverbandes)

5. Verschiedenes
gez. Dr. Coenen

Vorsitzender

Abl. Krs. Vie. 2017, S. 1009

Bekanntmachung 
der LINEG

104. Genossenschaftsversammlung
der Linksniederrheinischen

Entwässerungs-Genossenschaft - LINEG -
am 06.12.2017, 16:00 Uhr,

im Kulturzentrum Rheinkamp,
Kopernikusstraße 11, 47445 Moers

Tagesordnung:
1 Genehmigung der Niederschrift über die 103. Ge-

nossenschaftsversammlung
2 Bericht des Vorsitzenden des Genossenschafts-

rates über die Tätigkeit des Genossenschaftsra-
tes im Jahr 2017

 - mündlicher Bericht -
3 Bericht des Vorstandes über die Tätigkeit der Ge-

nossenschaft für das Jahr 2017
 - mündlicher Bericht -
4 Entgegennahme des Jahresberichtes 2016
 - Vorlage -
5 Abnahme des Jahresabschlusses 2016 und Ent-

lastung des Vorstandes für das Jahr 2016
- Bericht der genossenschaftlichen Rechnungs-

prüfer über die Prüfung des Jahresabschlusses 
2016 gemäß § 14 der Satzung der LINEG und 
Entlastung des Vorstandes - 

- Vorlage -
6 Verwendung des Bilanzgewinnes
 - Vorlage -
7 Bestellung der Prüfstelle für die Prüfung des Jah-

resabschlusses 2018 und Wahl der genossen-
schaftlichen Rechnungsprüfer für das Jahr 2018

 - Vorlage -
8 Aufstellung der Übersichten über erforderliche 

Unternehmen gemäß § 3 Abs. 2 LINEGG - Fort-
schreibung 2018 - 
- Vorlage -

9 Feststellung des Wirtschaftsplanes 2018
 - Vorlage und mündlicher Bericht -
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Bekanntmachung 
der Jagdgenossenschaft Viersen-
Boisheim

Einladung

Die Eigentümer der Grundstücke, die zum gemein-
schaftlichen Jagdbezirk Viersen-Boisheim gehören, 
werden zur Jahresversammlung 2017 am Mitt-
woch, den 22.11.2017 Buß- und Bettag) um 20:00 
Uhr in das Pfarrheim „Haus Karpharnaum“, Viersen-
Boisheim, Pastoratssr. 5 eingeladen.

Tagesordnung:
1. Eröffnung, Begrüßung und Totengedenken
2. Feststellung der Ordnungsmäßigkeit der Ein-

ladung sowie der anwesenden Jagdgenossen     
und der von Ihnen vertretenen Flächen

3. Genehmigung der Niederschrift der Jahresver-
sammlung 2016

4. Kassenbericht für das Geschäftsjahr 2016/17
5. Bericht der Kassenprüfer
6. Entlastung des Gesamtvorstandes und der Ge-

schäftsführung
7. Neuwahlen des Jagdvorstandes und der Ge-

schäftsführung (Wiederwahl ist zulässig)
a) Wahl des Jagdvorstehers
b) Wahl des 1. Beisitzers
c) Wahl des 2. Beisitzers
d) Wahl des stellvertretenden  Jagdvorstehers
e) Wahl eines Stellvertreter für den 1. Beisitzer
f) Wahl eines Stellvertreters für den 2. Beisitzer
h) Wahl eines Geschäftsführers (Schriftführer 

und Kassenverwalter)
i) Wahl eines Stellvertreter für den Geschäfts-

führer
8. Ergänzungswahl der Kassenprüfer
9. Vorlage des Hausplans 2018/19 (Geschäftsjahr 

1.04.2018 – 31.03.2019)
10. Mitteilungen und Verschiedenes.

Jagdgenossen, die verhindert sind, können sich 
durch einen Bevollmächtigten vertreten lassen. Der 
Bevollmächtigte muss sich vor Versammlungsbeginn 
durch eine schriftliche Vollmacht ausweisen.
Ein Bevollmächtigter darf höchstens 3 Jagdgenos-
sen vertreten. Die von dem Bevollmächtigten vertre-
tenen Flächen dürfen einschließlich seiner eigenen 

10 Änderungen der LINEG-Satzung
 - Vorlage -
11 Ersatzwahlen zum Genossenschaftsrat
 - Vorlage -
12 Verschiedenes

gez. Dipl.-Ing. Jürgen Eikhoff
Vorsitzender des Genossenschaftsrates

Abl. Krs. Vie. 2017, S. 1009

Flächen ein Drittel der jagdbaren Fläche der Jagdge-
nossenschaft nicht übersteigen.

Viersen, 24.10.2017
gez. R. Hermans
- Jagdvorsteher-

Abl. Krs. Vie. 2017, S. 1010

Bekanntmachung 
der Stadtwerke Nettetal GmbH

Jahresabschluss 2016 der Stadtwerke Nettetal 
GmbH

Der Jahresabschluss 2016 der Stadtwerke Nettetal 
GmbH wurde von der Gesellschafterversammlung 
am 19. Oktober 2017 festgestellt. Der Jahresüber-
schuss abzüglich aktiver latenter Steuern und abzüg-
lich einer Einstellung in die Gewinnrücklagen in Höhe 
von 500.000 € wurde an die Stadt Nettetal ausge-
schüttet.

Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses be-
auftragte Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Evers-
heimStuible Treuberater GmbH, Düsseldorf, hat 
nach dem Ergebnis der Prüfung den folgenden un-
eingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt:

Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers

Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bi-
lanz, Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang – 
unter Einbeziehung der Buchführung und den Lage-
bericht der Stadtwerke Nettetal GmbH, Nettetal, für 
das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 
2016 geprüft. Nach § 6b Abs. 5 EnWG umfasste die 
Prüfung auch die Einhaltung der Pflichten zur Rech-
nungslegung nach § 6b Abs. 3 EnWG, wonach für die 
Tätigkeiten nach § 6b Abs. 3 EnWG getrennte Kon-
ten zu führen und Tätigkeitsabschlüsse aufzustellen 
sind. Die Buchführung und die Aufstellung von Jah-
resabschluss und Lagebericht nach den deutschen 
handelsrechtlichen Vorschriften und den ergänzen-
den Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags sowie 
die Einhaltung der Pflichten nach § 6b Abs. 3 EnWG 
liegen in der Verantwortung der gesetzlichen Vertre-
ter der Gesellschaft. Unsere Aufgabe ist es, auf der 
Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine 
Beurteilung über den Jahresabschluss unter Einbe-
ziehung der Buchführung und über den Lagebericht 
sowie über die Einhaltung der Pflichten zur Rech-
nungslegung nach § 6b Abs. 3 EnWG abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 
317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirt-
schaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grund-
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sätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorge-
nommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und 
durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, 
die sich auf die Darstellung des durch den Jahresab-
schluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungs-
mäßiger Buchführung und durch den Lagebericht 
vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender 
Sicherheit erkannt werden und dass mit hinreichen-
der Sicherheit beurteilt werden kann, ob die Pflich-
ten zur Rechnungslegung nach § 6b Abs. 3 EnWG 
in allen wesentlichen Belangen erfüllt sind. Bei der 
Festlegung der Prüfungshandlungen werden die 
Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das 
wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Gesell-
schaft sowie die Erwartungen über mögliche Fehler 
berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die 
Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen inter-
nen Kontrollsystems sowie Nachweise für die Anga-
ben in Buchführung, Jahresabschluss und Lagebe-
richt sowie für die Einhaltung der Pflichten zur Rech-
nungslegung nach § 6b Abs. 3 EnWG überwiegend 
auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung 
umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzie-
rungsgrundsätze und der wesentlichen Einschät-
zungen der gesetzlichen Vertreter, die Würdigung 
der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts sowie die Beurteilung, ob die Wer-
tansätze und die Zuordnung der Konten nach § 6b 
Abs. 3 EnWG sachgerecht und nachvollziehbar er-
folgt sind und der Grundsatz der Stetigkeit beachtet 
wurde. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung 
eine hinreichend sichere Grundlage für unsere Beur-
teilung bildet.

Unsere Prüfung des Jahresabschlusses unter Einbe-
ziehung der Buchführung und des Lageberichts hat 
zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prü-
fung gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jah-
resabschluss den gesetzlichen Vorschriften und 
vermittelt unter Beachtung der Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft. Der Lage-
bericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, 
entspricht den gesetzlichen Vorschriften, vermittelt 
insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der 
Gesellschaft und stellt die Chancen und Risiken der 
zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.

Die Prüfung der Einhaltung der Pflichten zur Rech-
nungslegung nach § 6b Abs. 3 EnWG, wonach für die 
Tätigkeiten nach § 6b Abs. 3 EnWG getrennte Kon-
ten zu führen und Tätigkeitsabschlüsse aufzustellen 
sind, hat zu keinen Einwendungen geführt.

Düsseldorf, 4. August 2017
EversheimStuible Treuberater GmbH

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
Steuerberatungsgesellschaft

 Faasch Schellhorn
 Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer

Der Jahresabschluss der Stadtwerke Nettetal GmbH 
zum 31. Dezember 2016 liegt vom Tage der Veröf-
fentlichung an eine Woche lang während der Dienst-
stunden in der Verwaltung der Stadtwerke Nettetal 
GmbH – Finanzbuchhaltung – Nettetal-Kaldenkir-
chen, Leuther Straße 25, zur Einsicht offen.

Nettetal, den 03. November 2017
Stadtwerke Nettetal GmbH 

Geschäftsführung
gez. Dieling

gez. Wagner

Abl. Krs. Vie. 2017, S. 1010

Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides

Gemäß §§ 1 und 10 des Landeszustellungsgesetzes 
NW (LZG NW) vom 07.03.2006 in der derzeit gülti-
gen Fassung wird der

Bußgeldbescheid 
des Amtes für Ordnung und Straßenverkehr 

vom 04.10.2017
- Aktenzeichen 03240672722/hö

gegen:

  Herrn
  Leszek Grzegorz Majchrowski
  Josefstraße 20
  41334 Nettetal

öffentlich zugestellt, da die vorgenannte Person pos-
talisch nicht zu erreichen ist.

Die öffentliche Zustellung erfolgt durch öffentliche 
Bekanntmachung im Amtsblatt des Kreises Viersen.
Der Bußgeldbescheid liegt beim Kreis Viersen, Amt 
für Ordnung und Straßenverkehr, Rathausmarkt 3, 
41747 Viersen, Zimmer 0117 für den Empfänger of-
fen und kann dort vom Empfänger eingesehen wer-
den.

Der Bescheid gilt 2 Wochen nach Veröffentlichung 
im Amtsblatt als zugestellt und wird rechtskräftig und 
vollstreckbar, wenn nicht innerhalb von 2 Wochen 
nach Zustellung Einspruch eingelegt wird.

Bekanntmachung 
des Kreises Viersen
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Viersen, 06.11.2017
Im Auftrag

P u l t e r

Abl. Krs. Vie. 2017, S. 1011
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